
zu den gefährlichsten und unstabilsten Sp annungs-
gebieten der Welt gehört. Ein Teil der Waffen, die
der Westen und auch die damalige Sowj etunion an
arabische Staaten lieferte , wurde von diesen in den
Kriegen mit − dem eb enfalls vom Westen aufgerü ste-
ten − Israel einge setzt. Nach einer kürzlich veröf-
fentlichten Analyse de s B onner Internationalen
Konversionszentrums (B IC C) ist der Nahe/Mittlere
O sten heute die am stärksten durch Rü stungsimpor-
te militarisierte Region der Welt.

Die Lieferung von Waffen und Au srü stung zur
Kriegsführung sowie zur innerstaatlichen Unter-
drückung an diktatorische Regimes im Nahen/Mitt-
leren O sten und Nord afrika eb enso wie an Diktatu-
ren und in Sp annungsgebiete in anderen Weltregio-
nen ist nach meiner Üb erzeugung der größte per-
manente Skand al deutscher Außenpolitik und
Außenwirtschaftspolitik. Nicht nur, weil die se deut-
schen Exporte verantwortlich sind für den Tod , die
leb enslange Verstümmelung, gewaltsame Unterdrü-
ckung o der Folter von hunderttau senden Menschen
in aller Welt, sondern auch, weil die Au sgab en der
Empfängerländer der deutschen Waffen und Unter-
drückungsinstrumente den Staatshau shalten die ser
Länder ko stb are Re ssourcen entziehen für die sozia-
le und wirtschaftliche Entwicklung .
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Andreas Zumach

Der Tod ist wieder
ein Meister aus Deutschland
Göttinger Friedenspreis 2 01 1 an ORL und die GKKE

ir erleb en in diesen Tagen und Wo chen his-
torische Umwälzungen in den Staaten des

Nahen/Mittleren O stens und Nord afrikas . Für die
B evölkerungen die ser Länder ist der Umbruch von
eb enso tiefer B edeutung wie es für uns Europ äerIn-
nen 1 9 89 der Fall der Mauer und das Ende des Kalten
Kriege s waren.

Wir, die Länder des demokratischen We stens ha-
b en in den letzten 5 0 Jahren auf die autoritären und
diktatorischen Regime s im Nahen/Mittleren O sten
und Nordafrika ge setzt. Weil sie uns verlässlich billi-
ges Öl liefer(te) n o der unserer Wirtschaft wie im Fal-
le des libyschen Ghadhafi-Regimes millardenschwe-
re Aufträge b escheren und die lästigen Flüchtlinge
au s Afrika vom Hals hielten. Und weil die se Regimes
uns als einzig verlässlicher Garant galten gegen die
vermeintliche Gefahr einer islamistischen Macht-
üb ernahme in diesen Ländern .

Ein wichtige s Mittel zur Unterstützung die ser
Regimes war − und ist bis auf Libyen unverändert −
die Lieferung von Kriegswaffen und anderen Rüs-
tungsgütern sowie von Waffen und Folterinstru-
menten, mit denen Polizei, Geheimdienste und in-
terne Sicherheitsorgane die Oppo sition unterdrü-
cken . Die Lieferung erfolgte , obwohl zuminde st der
Nahe und Mittlere O sten seit Ende der 1 9 4 0 er Jahre

wehr. Die gegenwärtige Struktur der Bundeswehr
als Wehrpflichtigenarmee hat b ereits mit knapp
üb er 7. 0 0 0 Soldaten, die im Au sland eingesetzt sind
(Stand Januar 2 0 1 1 ) , ihre Kap azitäts- und Leistungs-
grenzen erreicht. Mit einer B erufs- bzw. Freiwilli-
genarmee soll die Zahl der Soldaten, die außerhalb
der Grenzen der Bundesrepublik einge setzt werden
können, wesentlich erhöht werden .

D o ch der Wegfall der Wehrpflicht hat no ch ei-
nen weiteren entscheidenden Vorteil . Die Ausset-
zung der Wehr-Pflicht entlastet sowohl Politiker und
Militärs als auch die gesamte Ge sellschaft in einem
wesentlichen Punkt von der Verantwortung, die ei-
ne Armee im Krieg mit sich bringt. E s ist die unter-
stellte Freiwilligkeit j edes einzelnen Individuums ,
der selb stb estimmte Einsatz ohne staatlichen
Zwang, der das Wissen um die Gefahren und Risiken
für das eigene Leb en impliziert der diese entlasten-
de Funktion b ewirkt. Wer sich eigenständig und frei
für etwas entscheidet ist auch in hohem Maße für die
Konsequenzen, die ihn erwarten können, selb st ver-
antwortlich . D as neue Ordenssystem der Bundes-
wehr wird den neuen Einsatzrealitäten der Bundes-
wehr angep asst. E s b edeutet eine schleichende Mili-

tarisierung und korrespondiert eb enso deutlich mit
einer Neu au srichtung der Bundeswehr im Hinblick
auf eine zunehmende Militarisierung deutscher Au-
ßenpolitik.

Die Strukturkommission empfiehlt einen
»grundsätzlichen gesellschaftlichen Diskurs üb er
die Bundeswehr, ihren Auftrag und ihre Einsätze zu
führen. D azu gehört auch eine von B eginn an trans-
p arente Diskussion üb er Entscheidungen zum Ein-
satz b ewaffneter deutscher Streitkräfte . «

9)

Die Bundeswehr − so ist zu b efürchten − ist auf
dem Weg zu einer Kriegsführungsarmee auch und
gerade weil eine offene , ge samtgesellschaftliche
Diskussion üb er Kriterien für militärische Einsätze
der Bundeswehr nicht geführt wird .

Manfred Pappenberger ist Dipl. -Pädagoge und Do-

zen tfürpolitische Bildung an der Zivildienstsch ule

Bad Staffelstein. In dem Beitrag vertritt er a us-

schließlich seine persö nliche Meinung.
9) Vgl . Strukturkommission der Bunde swehr: Vom Einsatz her den-

ken − Konzentration, Flexibilität, Effizienz (Weise-B ericht) , S . 2 8



E s ist d as große Verdienst der b eiden Preisträger
− Ohne Rü stung Leb en und die Fachgruppe Rü s-
tungsexport der Gemeinsamen Konferenz Kirche
und Entwicklung − , d ass sie seit ihrer Gründung
1 978 bzw. 1 9 97 b eharrlich dazu b eitragen, d ass die-
ser Skand al zumindest nicht völlig verge ssen wird .

In den 1 970 er und 1 9 8 0 er Jahren war das kriti-
sche B ewu sstsein üb er die sen Skand al noch relativ
weit verbreitet. Für Friedensorganisationen und die
damals so genannten Dritte-Welt-Initiativen war der
Kampf gegen die Au sfuhr von Instrumenten zur
Kriegsführung und zur innerstaatlichen Unterdrü-
ckung eine der wichtigsten gemeinsamen Anstren-
gungen. D amals entstand die erste ökumenische
Kampagne evangelischer und katholischer B asis-
gruppen wie Ohne Rü stung Leb en und Pax Christi
gegen Rü stungsexporte . In der Folge po sitionierten
sich die b eiden großen Kirchen auch auf Leitungs-
eb ene deutlich gegen den moralischen Skand al des
Exportsgeschäfts mit dem Tod . D er öffentliche
Druck führte schließlich dazu , d ass die von 1 976 bis
1 9 8 2 regierende Ko alitionsregierung unter Bunde s-
kanzler Schmidt zumindest den Export von Rü s-
tungsgütern in Sp annungsgebiete durch neue Richt-
linien erschwerte . Allerdings nur auf dem Papier.
D enn auch in den 1 9 8 0 er Jahren ging der Export
nicht zurück. In diesem Jahrzehnt erfolgte der ganz
b e sonders verbrecherische Export von Produkti-
onsanlagen, Grundsub stanzen und Know-how zur
Herstellung von Chemiewaffen an d as Regime von
S addam Hu ssein − damals unser wichtigster Verbün-
deter und Öllieferant im Nahen O sten .

Nach Ende des Kalten Kriege s verringerte sich
im Zuge der so genannten »Normalisierung« der
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik auch das
Problemb ewu sstsein üb er den Skandal der Rü s-
tungsexporte . Nach dem zeitweisen Rückgang der
weltweiten Ausgab en für Rüstung und Militär zogen
die se ab 1 9 9 6 wieder deutlich an und damit auch die
Nachfrage nach und der Verkauf von deutschen Rü s-
tungsgütern. Die unter der rot-grünen Bunde sregie-
rung eingeführten Menschenrechtskriterien für die
B eurteilung potenzieller Empfängerländer konnten
die se Entwicklung nicht bremsen. D enn in der Pra-
xis wurden die se Kriterien kaum angewendet, wie
wir d ank der Recherchen der GKKE wissen können .

Zwischen 2 0 0 5 und 2 0 09 sind die deutschen Rü-
stungsausfuhren um 1 0 0 Prozent ge stiegen im Ver-
gleich zum Zeitraum zwischen 2 0 0 0 und 2 0 0 4 − von
einen Anteil von sechs Prozent auf üb er 1 1 Prozent
des weltweiten Rü stungshandels . B ereits seit 2 0 0 6
liegt D eutschland hinter den USA und Ru ssland auf
dem dritten Platz der größten Rü stungsexporteure
− mit stetig wachsendem Ab stand zu den b eiden eu-
rop äischen Hauptkonkurrenten Frankreich und
Großbritannien . Eine weitere Steigerung der Rü s-
tungsexporte ist zu b efürchten . Die Lobby der deut-
schen Rü stungskonzerne in B erlin drängt ange-
sichts sinkender B innennachfrage massiv auf eine
Erleichterung der Au sfuhrb e stimmungen. Und die

Bundesregierung hat b ereits angekündigt, die Ge-
nehmigungspraxis für Rü stungsgüter EU-weit »har-
monisieren, bürokratische Hemmnisse abb auen
und Verfahren b e schleunigen« zu wollen.

In einigen Waffenkategorien sind deutsche Her-
steller heute weltweit führend o der gehören zumin-
dest zur Spitzengruppe der Exporteure . Vor allem U-
B oote au s D eutschland sind sehr b egehrt, stellte
B ernhard Moltmann b ei der Vorstellung des vorletz-
ten GKKE-B erichts im D ezemb er 2 0 0 9 fest. Von den
3 6 Staaten, die weltweit üb er nicht-nukleare U-B oo-
te verfügen, hab e mehr als die Hälfte U-B oote deut-
scher Herkunft im Einsatz . D arunter sind die drei an
Israel gelieferten U-B oote , die möglicherweise dem-
nächst in einem Krieg gegen Iran zum Einsatz kom-
men könnten . Moltmann b eklagte , dass die öffentli-
che Kritik am U-B oot-Ge schäft mit Pakistan sowie an
der staatlichen Hermes-Au sfallbürgschaft für diese
Lieferung keine Wirkung gezeigt hab e . Die Kieler
Werft HDW ist bis 2 0 1 7 au sgebucht. Interesse an de-
ren U-B oot vom Typ 2 14 hab en unter anderem die
Türkei, Pakistan, Israel, Südkorea, Indien und die
Vereinigten Arabischen Emirate b ekundet.

Ein weiterer »Verkaufs-Schlager« ist das U-B o ot
U-2 6 von den Rhein-Stahl-Nord seewerken in Em-
den . Im Ausland sehr b egehrt sind zudem Kriegs-
schiffe au s deutscher Pro duktion . Neb en deutschen
U-B o oten und Fregatten zählt der Leop ard-Panzer
von Krau ss-Maffei zu den internationalen »Verkaufs-
Schlagern« . Auch die Exportge schäfte der Rüstungs-
unternehmen von Rheinmetall, von EAD S (D aimler)
o der ThyssenKrupp b o omten trotz Weltwirtschafts-
krise . Die G-3- und G-3 6-Gewehre von Heckler &
Ko ch sind nach der ru ssischen AK-47 − der Kalasch-
nikow − die weltweit meistb egehrten und -verkauf-
ten Kleinwaffen und in zahlreichen Bürgerkriegen
und innerstaatlichen Gewaltkonflikten im Einsatz;
auch in Libyen, wo in den letzten Tagen sogar Mit-
glieder des Ghadhafi-Clans öffentlich mit die sen
deutschen Gewehren po siert hab en. Die G-3-/G-
3 6-Gewehre au s der Waffenschmiede in Ob erndorf
gehören d amit zu den weltweit erfolgreichsten
Mordinstrumenten seit Ende des Zweiten Weltkrie-
ges . D er Tod ist ein Meister au s D eutschland − die ser
S atz au s der To desfuge von Paul Celan üb er die Er-
mordung der Juden im Dritten Reich ist auf neue
Weise längst wieder zur traurigen Realität gewor-
den .

Die To d und Zerstörung bringenden Exporte
au s D eutschland werden von der Bundesregierung
nicht nur durch lasche Genehmigungspraxis er-
leichtert, sondern darüb er hinau s durch Herme s-
Au sfallbürgschaften aktiv gefördert. Heftig kritisiert
die GKKE in ihrem jüngsten B ericht den Anstieg die-
ser Bürgschaften von 2 1 Millionen Euro im Jahre
2 0 0 8 auf 1 , 9 2 Milliarden Euro im Jahr 2 0 0 9 . Mit die-
sen Au sfallbürgschaften werde d as Ge schäftsrisiko
der Rüstung exportierenden Firmen zu Lasten der
Steuerzahler reduziert. D as komme einer indirekten
Subvention von Rüstungsexporten gleich .
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D arüb er hinau s b emüht sich die Bundesregie-
rung b ei internationalen Verhandlungen üb er Rü-
stungskotrolle und Abrü stung, die Intere ssen deut-
scher Hersteller an fortge setzten Exportge schäften
zu sichern . Au sgerechnet b ei den Verhandlungen
zum Verb ot von Streumunition sowie von Minen −
also j enen Waffen, die auch in Nachkriegssitu atio-
nen no ch fürchterliche Folgen für Zivilisten hab en −
setzte die Bundesregierung im Auftrag der deut-
schen Rü stungsindu strie Au snahmeregeln und die
Verwässerung von B estimmungen durch . So kann
etwa der Nürnb erger Rü stungskonzern Diehl auch
künftig Streumunition produzieren und weltweit
exportieren, weil seine jüngste , für Zivilisten angeb-
lich nicht mehr gefährliche Streub omb enentwick-
lung d ank der B emühungen der Bundesregierung
wegen ihrer technischen Spezifikationen nicht un-
ter die Streumunitions-D efinition des internationa-
len Verb otsabkommen fällt. Eine Regelung, die es
dem Diehl-Konzern erlaubt, kritische Journalisten
durch Klagen mundtot zu machen.

B ei keiner anderen Au sfuhr von Gütern ist die
Transp arenz so mangelhaft wie b ei der Rü stung . Die
Entscheidungen fallen auf der Exekutiv- eb ene , oft-
mals im geheim tagenden Bundessicherheitsrat. Ei-
ne p arlamentarische Kontrolle oder gar Mitb estim-
mung findet so gut wie nicht statt. Die Rü stungsex-
portb erichte der Bundesregierung sind in vieler
Hinsicht mangelhaft und wurden zudem bislang mit
Versp ätungen von bis zu einem Jahr vorgelegt.

D as macht den seit 1 9 97 j eweils zum Jahresende
veröffentlichten B ericht der Fachgruppe Rü stungs-
exporte der GKKE unter Vorsitz von B ernhard Molt-
mann umso wichtiger. Mit seinen sorgfältigen Re-
cherchen und fundierten B ewertungen ist der GK-
KE-B ericht für Politiker und Journalisten und den
Teil der kritischen Öffentlichkeit, die sich üb er-
haupt noch für d as Thema Rü stungsexporte interes-
sieren, längst zur wichtigsten Quelle und Arb eits-
grundlage geworden .

D ass die wichtigen Inhalte der GKKE-B erichte
möglichst breite Aufmerksamkeit finden auch an
der B asis von Kirchengemeinden und örtlichen
Friedensinitiativen, d afür sorgt ganz wesentlich die
Ökumenische Initiative Ohne Rüstung Leb en − un-
ter anderem mit ihrem regelmäßig erscheinenden
Rundbrief. Für ORL gehört das Engagement gegen
Rü stungsexporte seit der Gründung im Jahre 1 978
zu den Kernanliegen . Seit Ende der 1 970 er Jahre war
ORL an allen gemeinsamen Kamp agnen der christli-
chen wie der weltlichen Friedensb ewegung gegen
Rü stungsexporte aktiv b eteiligt. D erzeit liegt der
Schwerpunkt der ORL-Arb eit auf Kleinwaffen . In
diesem Jahr will ORL eine Kamp agne starten für ei-
ne Gesetzesinitiative mit der Forderung nach einem
grundsätzlichen Exportverb ot für Kriegswaffen
und Rüstungsgüter. Zudem engagiert sich ORL in
der Initiative »Entrü stet D aimler« und ko ordiniert
seit 1 9 9 1 die Kritischen Aktionäre b eim größten
deutschen Rü stungskonzern . D arüb er hinau s strei-

tet ORL für eine atomwaffenfreie Welt und den Ab-
zug der no ch verblieb enen atomaren Massenver-
nichtungsmittel aus D eutschland . Schließlich enga-
giert sich ORL gegen die zunehmende Tendenz ,
Kriege und den Einsatz deutscher Sold aten zur Si-
cherung der Rohstoffversorgung und von Handels-
wegen sowie von anderen wirtschaftlichen und geo-
strategischen Interessen zu rechtfertigen .

Ab er das Engagement von Ohne Rü stung Leb en
b eschränkt sich nicht auf die Ablehnung von Rüs-
tungsexporten, Rü stungspro duktion und von Atom-
waffen . Impuls für die Gründung von ORL war ein
Appell der Konferenz des Ökumenischen Rates der
Kirchen 1 975 in Nairobi : »Die Kirche sollte ihre B e-
reitschaft b etonen, ohne den Schutz von Waffen zu
leb en und b edeutsame Initiativen zu ergreifen, um
auf eine wirksame Abrü stung zu drängen . «

In Wahrnehmung diese s Auftrages hält ORL an
der konkreten Vision einer gewaltfreien Welt fe st
und engagiert sich für die Prävention und die Lö-
sung von Konflikten mit au sschließlich zivilen,
nichtmilitärischen Instrumenten − und für eine Stär-
kung die ser Instrumente auf allen Eb enen von Poli-
tik und Gesellschaft. Aktueller Au sdruck dieses En-
gagements ist die Aktion » Schulfrei für die Bundes-
wehr« , die ORL gemeinsam mit anderen Friedensor-
ganisationen ge startet hat. Gefordert wird die Rück-
nahme der so genannten »Kooperationsabkommen«
zwischen der Bundeswehr und den Schulministeri-
en von bislang acht Bundesländern . Die von ORL
mitinitiierte Aktion » Schulfrei für die Bundeswehr«
fordert den Verzicht auf Werbung der Bundeswehr
in Schulen und b ei Lehrerfortbildungen sowie die
Einführung von Friedenserziehung für Kinder und

Jugendliche .
Für die friedensethische D isku ssion innerhalb

der Evangelischen Kirche in D eutschland (EKD)
war ORL mit seiner grund sätzlichen p azifistischen
Po sition immer eine b esonders wichtige Stimme . In
der Friedensdenkschrift der EKD von 1 9 8 1 wurde
die Po sition von Ohne Rü stung Leb en no ch als »eine
höchst reale Möglichkeit und Chance der Friedens-
politik« gewürdigt. In der letzten Friedensdenk-
schrift vom Septemb er 2 0 07 ist d avon allerdings lei-
der keine Rede mehr. Nicht zuletzt deshalb hoffe ich,
dass der Göttinger Friedenspreis für Paul Ru ssmann
und seine MitstreiterInnen von ORL eine Ermuti-
gung ist, an ihrer konkreten Vision von einer gewalt-
freien Welt festzuhalten .

A ndreas Zumach ist Mitglied der DFG- VK und Kor-

respo ndent der » taz« bei den Verein ten Na tio nen in

Genf. Der h ier für die Veröffen tlich ung leich t

gekürzte Text ist das Manuskript seiner La uda tio

a uf die beiden diesjährigen Preisträger des Gö ttin-

ger Friedenspreises, der am 5. März in der Alten A u-

la der Un iversitä t Gö ttingen an Oh ne Rüstung Le-

ben und an die Fachgruppe Rüstungsexporte der

Gemeinsamen Ko nferenz Kirche und En twicklung

verliehen wurde.
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